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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Winfried Hermann, Dr. Konstantin von
 Notz, Volker Beck (Köln), weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/
 DIE GRÜNEN
 – Drucksache 17/4315 –

 Datenabgleich aller akkreditierten Personen der Fußballweltmeisterschaft 2006
 mit FBI-Terrordatenbank

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Das  Nachrichtenmagazin  „DER  SPIEGEL“  berichtet  in  der  Ausgabe  48/2010
 im  Zusammenhang  mit  den  Veröffentlichungen  der  Internetplattform  Wiki-
 leaks  von  einem  Datenabgleich  der  147  000  für  die  Fußballweltmeisterschaft
 2006  akkreditierten  Personen,  darunter  Helfer,  Journalisten,  Lieferanten,  Ord-
 ner,  mit  der  Terrordatenbank  des  FBI.  In  den  Depeschen  findet  sich  folgende
 Beschreibung  des  Vorgangs:  „Um  einen  gerichtlichen  Zwang  zur  Herausgabe
 von  Informationen  zu  möglichen  Treffern  zu  vermeiden,  haben  beide  Seiten
 beschlossen,  dass  die  USA  mögliche  Hintergrundinformationen  zu  Treffern  an
 das Bundesamt für Verfassungsschutz liefern würden“.

 Bereits  im  Vorfeld  der  Fußballweltmeisterschaft  2006  hat  sich  der  Deutsche
 Bundestag  um  die  Bürgerrechte  und  den  Datenschutz  im  Zusammenhang  mit
 der  Ausrichtung  der  Weltmeisterschaft  gesorgt.  Auf  die  Kleine  Anfrage  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  (Bundestagsdrucksache  16/71),  welche  nationalen  und
 welche  internationalen  Dienste,  Behörden  und  Ämter  an  den  Überprüfungen
 beteiligt  seien,  antwortete  die  Bundesregierung  am  5.  Dezember  2005  (Bun-
 destagsdrucksache  16/138):  „Die  Überprüfungen  im  Rahmen  des  Akkreditie-
 rungsverfahrens  erfolgen  unter  Einbeziehung  der  Sicherheitsbehörden  von
 Bund  und  Ländern.  Internationale  Stellen  sind  nicht  am  Überprüfungsverfah-
 ren beteiligt.“

 Auf  die  Kleine  Anfrage  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  (Bundes-
 tagsdrucksache  16/428)  hin,  auf  welcher  Rechtsgrundlage  die  Zuverlässig-
 keitsüberprüfungen  im  Rahmen  des  Akkreditierungsverfahrens  durchgeführt
 würden,  antwortete  die  Bundesregierung  (Bundestagsdrucksache  16/591):
 ,Nach  dem  Bundesdatenschutzgesetz  (§  4  Abs.  1,  §  4a  Abs.  1  BDSG)  bzw.
 den  entsprechenden  landesrechtlichen  Vorschriften  ist  die  Erhebung  und  Ver-
 arbeitung  personenbezogener  Daten  unter  anderem  dann  zulässig,  wenn  der
 Betroffene  seine  Einwilligung  erklärt  hat.  Vor  der  Erklärung  der  Einwilligung
 ist der Betroffene über die Datenverwendung umfassend aufzuklären.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  14.  Januar  2011
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Eine  solche  „informierte  Einwilligungserklärung“  stellt  die  rechtliche  Grund-
 lage  für  die  Erhebung  und  Verarbeitung  der  personenbezogenen  Daten  im
 Rahmen des Akkreditierungsverfahrens für die FIFA Fußball-WM 2006 dar.‘

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  hat  bereits  auf  schwerwiegende
 rechtliche  Mängel  beim  Akkreditierungsverfahren  hingewiesen  und  am
 15.  Februar  2006  einen  Antrag  (Bundestagsdrucksache  16/686)  gestellt,  kei-
 nen  Generalverdacht  bei  den  Sicherheitsüberprüfungen  zur  Fußballweltmeis-
 terschaft  2006  walten  zu  lassen.  Die  Veröffentlichungen  der  Internetplattform
 Wikileaks  weisen  darauf  hin,  dass  der  damalige  Bundesminister  des  Innern,
 Dr.  Wolfgang  Schäuble,  bewusst  datenschutzrechtliche  Bestimmungen  um-
 gangen hat.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Die  Bundesregierung  nimmt  zu  einzelnen  Veröffentlichungen  durch  Wikileaks
 grundsätzlich  keine  Stellung.  Was  darüber  hinaus  die  von  den  Fragestellern  ge-
 troffene  Aussage  betrifft,  der  damalige  Bundesminister  des  Innern,  Dr.  Wolfgang
 Schäuble,  habe  bewusst  datenschutzrechtliche  Bestimmungen  umgangen,  so
 wird  dieser  Aussage  ausdrücklich  entgegengetreten.  Sie  ist  unzutreffend  und
 entbehrt jeglicher Grundlage.

 Die  FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft  2006  war  ein  sportliches  Großereignis
 von  herausragender  internationaler  Bedeutung.  Als  Gastgeberland  hatte
 Deutschland  die  besondere  Verpflichtung,  für  einen  möglichst  sicheren  Verlauf
 der Veranstaltung zu sorgen. Dies betraf auch den Bereich „Akkreditierungen“.

 In  diesem  Zusammenhang  soll  zunächst  folgendes  noch  einmal  grundsätzlich
 festgestellt  werden:  Akkreditierungen  wurden  ausschließlich  vom  Organisations-
 komitee  Deutschland  der  FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft  2006  (Organisations-
 komitee) als privatem Veranstalter erteilt – nicht von den Sicherheitsbehörden.

 Die  Sicherheitsbehörden  waren  lediglich  zuständig  für  die  Durchführung  der
 Zuverlässigkeitsüberprüfungen.  Hierzu  wurden  die  Daten,  welche  das  Organi-
 sationskomitee  auf  Grund  der  Einwilligungserklärungen  bei  den  Antragstellern
 erhoben  hatte,  an  die  Sicherheitsbehörden  übermittelt.  Nach  Abschluss  der
 Zuverlässigkeitsüberprüfung  wurde  vom  Bundeskriminalamt  gegenüber  dem
 Organisationskomitee  eine  sicherheitsbehördliche  Empfehlung  ausgesprochen.
 Diese  Empfehlung  wurde  dann  vom  Organisationskomitee  in  seine  Entschei-
 dung über eine Akkreditierung einbezogen.

 Dabei  war  es  Aufgabe  der  Sicherheitsbehörden,  die  Zuverlässigkeitsüberprü-
 fung  –  auch  im  Interesse  der  zu  akkreditierenden  Personen  –  auf  eine  möglichst
 verlässliche  Grundlage  zu  stützen.  Vor  diesem  Hintergrund  wurde  vom  Bun-
 deskriminalamt  (BKA)  und  dem  US-amerikanischen  Federal  Bureau  of  Investi-
 gation  (FBI)  im  Mai  2006  ein  „Letter  of  Understanding“  bezüglich  des  Austau-
 sches  von  Daten  zu  Personen  mit  Terrorismusbezug  zur  Verwendung  im  Akkre-
 ditierungsverfahren  im  Rahmen  der  FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft  2006  un-
 terzeichnet.  Auf  dieser  Grundlage  wurden  von  den  US-Behörden  Daten  der
 „No-Fly-List“  an  das  BKA  übermittelt.  Diese  „No-Fly-List“  erfasst  Personen,
 die nach Erkenntnis der US-Seite über Terrorismusbezüge verfügen.

 Im  Jahr  2006  umfasste  die  Liste  ca.  33  000  Personen.  Die  an  das  BKA  übermit-
 telten  Daten  beschränkten  sich  zum  Großteil  auf  die  Angabe  des  Namens,  des
 Vornamens  und  des  Geburtsdatums  der  in  der  o.  g.  Liste  erfassten  Personen.
 Die  Datenübermittlung  der  US-Behörden  erfolgte  elektronisch  per  verschlüs-
 selter Email an das Rechenzentrum des BKA.

 Die  empfangenen  Daten  wurden  vom  BKA  in  die  BKA-Datei  „FLUG“  einge-
 stellt.  Diese  Datei  wurde  ausschließlich  für  die  von  der  US-Seite  übermittelten
 Daten  errichtet.  Die  Speicherung  erfolgte  nach  §  7  Absatz  1  des  Bundeskrimi-
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nalamtsgesetzes  (BKAG)  auf  Grund  einer  Errichtungsanordnung  nach  §  34
 BKAG.  Wegen  der  Dringlichkeit  wurde  vom  Präsidenten  des  BKA  gemäß  §  34
 Absatz 3 Satz 1 BKAG eine Sofortanordnung erlassen.

 Der  Bundesbeauftragte  für  den  Datenschutz  und  die  Informationsfreiheit  wurde
 mit  Schreiben  vom  10.  März  2006  hierzu  nachträglich  gemäß  §  34  Absatz  3
 Satz  3  i.  V.  m.  Absatz  1  Satz  2  BKAG  angehört.  Es  wurden  keine  Einwände
 von dieser Seite erhoben.

 Im  Rahmen  der  Zuverlässigkeitsüberprüfung  wurde  dann  mit  den  Daten  der  zu
 akkreditierenden  Personen,  welche  vom  Organisationskomitee  an  das  BKA
 übermittelt  wurden,  ein  Datenabgleich  durchgeführt.  Ein  Treffer  in  der  Datei
 „FLUG“ wurde dabei nicht erzielt.

 Mangels  Treffers  kam  es  in  der  Folge  nicht  zu  einem  diesbezüglichen  Folge-
 schriftverkehr  zwischen  dem  BKA  und  den  US-Behörden,  wie  er  in  dem  „Let-
 ter of Understanding“ aus dem Jahr 2006 für einen Trefferfall vorgesehen war.

 1.  Auf  welcher  rechtlichen  Grundlage  wurde  der  Datenabgleich  mit  der  FBI-
 Terrordatenbank vorgenommen?

 Sieht  die  Bundesregierung  die  Einwilligungserklärung  als  rechtliche
 Grundlage für einen solchen Datenaustausch?

 Ein  Datenabgleich  mit  einer  FBI  Terror-Datenbank  wurde  nicht  durchgeführt.
 Der  Datenabgleich  mit  den  vom  Organisationskomitee  übermittelten  Daten  der
 Antragsteller  mit  der  BKA-Datei  „FLUG“  erfolgte  auf  Grundlage  der  §§  28
 Absatz  1,  7  Absatz  1,  2,  BKAG  (im  Übrigen  siehe  Vorbemerkung  der  Bundes-
 regierung).

 2.  Was  hat  das  Bundesministerium  des  Innern  (BMI)  damals  bewogen,  die
 Daten  sämtlicher  akkreditierter  Personen,  also  von  Helfern,  Journalisten,
 Lieferanten, Ordnern, weiterzuleiten?

 Eine  Übermittlung  sämtlicher  Antragsdaten  im  Zusammenhang  mit  Akkreditie-
 rungen  bzw.  den  Zuverlässigkeitsüberprüfungen  anlässlich  der  FIFA-Fußball-
 Weltmeisterschaft  2006  an  US-amerikanische  Behörden  hat  nicht  stattgefunden
 (zum damaligen Verfahren siehe Vorbemerkung der Bundesregierung).

 3.  Auf welche Weise gelangten die Daten an die USA?

 Wer hat konkret die Weitergabe durchgeführt?

 Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung und Antwort zu Frage 2.

 4.  Gab es Rückmeldungen hinsichtlich möglicher Treffer?

 Wenn  ja,  wie  viele,  und  sind  diese  Daten  noch  im  Bestand  des  Verfas-
 sungsschutzes?

 Es gab keine Treffer in der Datei „FLUG“.
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5.  Ist  es  zutreffend,  dass  keine  der  davon  betroffenen  Personen  von  der  Da-
 tenverarbeitung in Kenntnis gesetzt wurde?

 In  der  Datenschutzinformation  bzw.  Einwilligungserklärung  wurden  die  An-
 tragsteller  darauf  hingewiesen,  dass  ihre  Daten  von  den  Sicherheitsbehörden
 verarbeitet  würden  (im  Übrigen  siehe  Vorbemerkung  der  Bundesregierung  und
 Antwort zu Frage 11).

 6.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  den  durchgeführten  Datenaustausch  im
 Zusammenhang  mit  der  Antwort  der  Bundesregierung  vom  5.  Dezember
 2005,  sie  beteilige  ausschließlich  die  Sicherheitsbehörden  von  Bund  und
 Ländern?

 Die  Antwort  der  Bundesregierung  vom  5.  Dezember  2005  bleibt  uneinge-
 schränkt bestehen.

 Das  BKA  hat  in  einem  automatisierten  Verfahren  aus  den  Einzelvoten  der  Ver-
 fahrensbeteiligten  ein  Gesamtvotum  generiert.  Das  ablehnende  Votum  eines
 Verfahrensbeteiligten  bewirkte  automatisch  die  Generierung  eines  negativen
 Gesamtvotums.  Internationale  Stellen  bzw.  ausländische  Behörden  wurden
 nicht um eine Empfehlung gebeten.

 7.  War das Vorgehen des BMI mit dem Bundeskabinett abgestimmt?

 Geschah  es  mit  Wissen  und  Billigung  des  Beauftragten  der  Bundesregie-
 rung für Kultur und Medien?

 Es  wurde  ein  Datenabgleich  durch  das  BKA  mit  einer  dort  geführten  Datei
 (Datei  „FLUG“)  durchgeführt.  Hierbei  wurden  die  geltenden  gesetzlichen  Vor-
 gaben  beachtet  (vgl.  Antwort  zu  Frage  1).  Der  Bundesbeauftragte  für  den
 Datenschutz  und  die  Informationsfreiheit  war  eingebunden  (vgl.  auch  Vorbe-
 merkung der Bundesregierung).

 Es  gab  keinen  Anlass,  diesen  Vorgang  mit  dem  Bundeskabinett  abzustimmen
 und/oder  den  Beauftragten  der  Bundesregierung  für  Kultur  und  Medien  zu  be-
 fassen.

 8.  Hat  eine  solche  Praxis  eines  Datenaustauschs  aller  akkreditierter  Personen
 mit  ausländischen  Behörden  auch  bei  anderen  Großveranstaltungen  in
 Deutschland stattgefunden?

 Wenn ja, bei welchen?

 Die  Datei  „FLUG“,  die  die  übermittelten  Daten  der  „No-Fly-List“  enthielt,
 wurde  nur  für  die  FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft  2006  genutzt.  Hierbei  hat
 ein  Datenaustausch  zu  akkreditierten  Personen  mit  ausländischen  Behörden
 nicht stattgefunden (vgl. auch Vorbemerkung der Bundesregierung).

 9.  Plant  die  Bundesregierung  auch  für  die  Frauen-Fußballweltmeisterschaft
 2011 eine solche Praxis anzuwenden?

 Die  Bundesregierung  plant  derzeit  weder  Akkreditierungsdaten  an  ausländi-
 sche  Behörden  zu  übersenden  noch  Daten  bei  ausländischen  Behörden  im
 Zusammenhang  mit  Zuverlässigkeitsüberprüfungen  bei  Akkreditierungen  an-
 zufordern.
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10.  Ist  ein  solches  Verfahren  für  die  Olympischen  Spiele  2018  geplant,  falls
 München den Zuschlag erhält?

 Hierzu liegen der Bundesregierung noch keine Informationen vor.

 11.  Steht  die  Vergabe  von  Akkreditierung  nur  nach  Abgabe  sogenannter  frei-
 williger  Einwilligungserklärungen  nicht  dem  Prinzip  der  Freiwilligkeit
 entgegen,  da  Personen,  welche  nicht  einwilligen,  an  der  Ausübung  ihres
 Berufes gehindert werden?

 Welche  Maßnahmen  ergreift  die  Bundesregierung,  um  Berufsverbote  auf-
 grund  nicht  abgegebener  freiwilliger  Einwilligungserklärungen  zu  ver-
 hindern?

 Sieht  die  Bundesregierung  den  Rechtsanspruch  von  Journalisten  auf
 Akkreditierung gewährleistet?

 Wie war der genaue Wortlaut der Einwilligungserklärung?

 Die  Bundesregierung  folgt  im  Zusammenhang  mit  datenschutzrechtlichen  Ein-
 willigungserklärungen  den  gesetzlichen  Vorgaben.  In  erster  Linie  ist  das  §  4a
 des  Bundesdatenschutzgesetzes.  Darüber  hinaus  wird  der  Verhältnismäßig-
 keitsgrundsatz beachtet.

 Die  eigentliche  Entscheidung  über  die  Akkreditierung  erfolgte  bei  der  FIFA-
 Fußball-Weltmeisterschaft  2006  durch  das  Organisationskomitee  als  privaten
 Veranstalter.  Ein  Berufsverbot  war  damit  in  keinem  Fall  verbunden.  Ein
 Rechtsanspruch  auf  Akkreditierung  würde  sich,  wenn  überhaupt  gegeben,  ge-
 gen das Organisationskomitee richten.

 (Der Wortlaut der Einwilligungserklärung ist als Anlage beigefügt.)

 12.  Welche  Vereinbarungen  wurden  mit  den  USA  über  die  weitere  Vorge-
 hensweise mit den übermittelten Daten getroffen?

 Befinden sich die Daten immer noch im Bestand des FBI?

 Wenn  nein,  auf  welche  Weise  konnte  sichergestellt  werden,  dass  entspre-
 chende Vereinbarungen eingehalten werden?

 Die  weitere  Vorgehensweise  im  Rahmen  der  Übermittlung  der  Daten  aus  der
 „No-Fly-List“  an  das  BKA  wurde  mit  dem  „Letter  of  Understanding“  vom  Mai
 2006  geregelt.  Im  Fall  eines  Treffers  hätte  ein  Folgeschriftverkehr  mit  den  US-
 Behörden  über  das  BKA  erfolgen  sollen.  Ein  Treffer  ist  jedoch  nicht  erfolgt.
 Eine  Übermittlung  sämtlicher  Antragsdaten  an  die  USA  hat  im  Zusammenhang
 mit  Akkreditierungen  für  die  FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft  2006  im  Übrigen
 nicht  stattgefunden  (darüber  hinaus  siehe  Vorbemerkung  der  Bundesregierung).
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Anlage



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 7 – Drucksache 17/4419



Drucksache 17/4419 – 8 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 9 – Drucksache 17/4419



Drucksache 17/4419 – 10 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


